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Eine Typisierung von Kreisen und Arbeitsämtern 
Helmut Rudolph*) 
Mit diesem Aufsatz werden Wirtschaftszweigstrukturen nach 21 zusammengefaßten Wirtschaftsbereichen für die Kreise und 
Arbeitsamtsbezirke der neuen Bundesländer vorgestellt und zur Typisierung von Regionen in bezug auf ihre Sektorstruktur 
verwendet. Die Daten stammen aus der Berufstätigenerhebung vom September 1989. Neben den Eckzahlen zur Erwerbstä-
tigkeit werden die Struktur der Berufstätigen nach Geschlecht, Alter und Erwerbsstatus sowie die Verteilung der 
Wirtschaftszweige über die Regionen untersucht. 
Die Typisierung beruht auf Wohndichte, Sektorstruktur der Beschäftigung sowie der relativen Konzentration der Beschäfti-
gung im regional größten Industriezweig. Dadurch werden 14 Typen festgelegt, mit deren Hilfe die Entwicklungschancen 
der Kreise verglichen werden können. Es werden 21 Kreise mit hochkonzentrierter Beschäftigung in den Problembranchen 
Energie- und Brennstoffindustrie, Chemische Industrie und Metallurgie identifiziert. Außerdem werden die besonders 
strukturschwachen Landkreise eingegrenzt. Da die Typisierung mit einer begrenzten Anzahl formal-statistischer Kriterien 
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Für die Beschäftigungs- und Arbeitsmarktpolitik in den 
neuen Bundesländern auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR werden verläßliche Zustandsbeschreibungen des vor-
handenen Wirtschafts- und Arbeitskräftepotentials benö-
tigt, um Entscheidungsgrundlagen im gegenwärtigen 
Umstrukturierungsprozeß und Indikatoren für die Vertei-
lung von Fördermitteln zu gewinnen. Die Berufstätigener-
hebung der Zentralverwaltung für Statistik vom 30. 9. 1989 
ist zur Zeit die umfangreichste und detaillierteste Statistik 
zur Erwerbstätigkeit des Beitrittsgebiets
1). In Verbindung 
mit Zahlen zur Wohnbevölkerung und zu den Jugendlichen 
in Lehrlingsausbildung wird in diesem Aufsatz eine aus-
führliche Beschreibung der Erwerbstätigenstrukturen in 
 
*) Dipl.-Math. Helmut Rudolph ist wiss. Mitarbeiter im IAB. Der Beitrag liegt in 
der alleinigen Verantwortung des Autors. 
Ich danke Dr. Ebert und seinen Mitarbeiterinnen Frau Janke, Frau 
Wiedemann und Frau Günther aus dem Statistischen Amt der DDR und dem 
angeschlossenen Rechenzentrum für die detaillierten Auskünfte und die 
hilfreiche Unterstützung bei der Aufbereitung und Auswertung der BTE. 
1) vgl. die Beschreibung von Erhebungsverfahren und Merkmalen der 
Berufstätigenerhebung 1989 in diesem Heft von Dietz/Rudolph: Berufs-
tätigenerhebung und Datenspeicher „Gesellschaftliches Arbeitsvermögen“: 
Statistische Grundlagen zu wichtigen Strukturen der Erwerbstätigen in der 
vormaligen DDR. Das territorial bereinigte Material der 
Berufstätigenerhebung vom 30. September 1989 (kurz: BTE 89) wurde dem 
IAB vom Statistischen Amt der DDR zur Verfügung gestellt. 
der ehemaligen DDR vor der politischen Wende gegeben. 
Diese Bestandsaufnahme des Status quo ante stellt eine 
Art Eröffnungsbilanz der regionalen und sektoralen 
Beschäftigung für den sich abzeichnenden Strukturwandel 
in den neuen Bundesländern dar, an der erforderliche und 
sich vollziehende Veränderungen im Beschäftigungssystem 
zu messen sind. 
Die Untersuchung stützt sich auf die Kreise der DDR als 
kleinste in der Berufstätigenerhebung (BTE) enthaltene 
Gebietseinheiten. Dadurch ist eine Zusammenfassung 
nach den neu gebildeten Arbeitsamtsbezirken (Gebiets-
stand: Sept. 1990) und Bundesländern, die kreisscharf 
abgegrenzt sind, möglich. 
Der erste Teil des Aufsatzes erläutert die für die Charakte-
risierung der Regionen verwendeten Kennziffern und dis-
kutiert ihre Aussagekraft. Im zweiten Teil werden die aus 
Wohndichte, Sektorstruktur und Konzentrationsgrad 
gewonnene Typisierung vorgestellt und Ergebnisse disku-
tiert. 
2. Kennziffern regionaler Arbeitsmärkte 
Die regionale Gliederung der DDR bestand aus 15 Bezir-
ken, die in 27 Stadtkreise, 189 Landkreise sowie 11 Ost-
berliner Stadtbezirke untergliedert waren. Diese 227 
Kreise bilden die Untersuchungseinheiten dieser Analyse. 
Darüber hinaus sind sie zu 38 Arbeitsamtsbezirken und den 
neuen Bundesländern zusammengefaßt worden, deren 
Daten ebenfalls ausgewiesen sind. 
Zur Charakterisierung der regionalen Arbeitsmärkte auf 
dem Gebiet der ehemaligen DDR sind in den Tabellen 1-3 
einige Eckdaten zu Bevölkerung und Erwerbstätigkeit aus-
gewiesen. Während in Tabelle l Absolutgrößen angegeben 
sind, werden in Tabelle 2 Strukturkennziffern für das 
Arbeitskräfteangebot der neuen Bundesländer, Kreise und 
Arbeitsamtsbezirke aufbereitet. Die Erwerbstätigen bzw. 
die ständig Berufstätigen werden in ihrer Verteilung nach 
sozioökonomischem Status und nach Geschlecht, Alters-
gruppen und Teilzeitstatus aufgegliedert. In Tabelle 3 wird 
die Arbeitsplatzstruktur im September 1989 nach 21 grob 
zusammengefaßten Wirtschaftszweigen angegeben. 
  
474  MittAB 4/90 Nach den Werten für die neuen Bundesländer und dem 
Wert für das gesamte DDR-Gebiet werden Minimum und 
Maximum der jeweiligen Kennziffer in den Kreisen und 
Berliner Stadtbezirken ausgewiesen. Durch diese Ver-
gleichswerte wird die Identifizierung regionaler Besonder-
heiten erleichtert, die hier nicht einzeln hervorgehoben 
werden können. Vielmehr werden einige Kennzahlen kom-
mentiert und auf einige Zusammenhänge zwischen den 
Indikatoren hingewiesen. 
2.1 Strukturmerkmale der Arbeitskräfte 
Die Wohnbevölkerung betrug zum 31. 12. 89 16,434 Mio. 
Einwohner. Hatte bereits vor der Öffnung der Grenzen im 
Herbst 1989 eine ständige Abwanderung in die Bundesre-
publik stattgefunden, die in den ersten Monaten des Jahres 
1989 monatlich etwa 10000 Personen betrug, so setzte 
danach eine Übersiedlerwelle ein, durch die sich die Wohn-
bevölkerung von 16,630 Mio. am 30. 6. 89 in der zweiten 
Jahreshälfte 1989 um 196000 Personen verminderte. Bis 
Juni 1990 ist die Zahl weiter um 186500 auf 16,247 Mio. 
Einwohner gefallen. Das bedeutet einen Rückgang um 
2,3% gegenüber Juni 1989. Dabei war die Abwanderung 
aus Sachsen (-2,9%), aus Sachsen-Anhalt (-2,5%) und 
aus Thüringen (-2,3%) stärker als aus Ost-Berlin (-
1,3%), Mecklenburg-Vorpommern (-1,6%) und Bran-
denburg (-2,0%) (jeweils Juni '90 gegen Juni '89)
3). Da 
sich ein Teil der Übersiedler bei den örtlichen Einwohner-
meldeämtern nicht abgemeldet hat und die Zusammenar-
beit mit den Ämtern aus der Bundesrepublik erst in der 
zweiten Hälfte 1990 in Gang gekommen ist, die inzwischen 
Kontrollmitteilungen nach Wohnsitzänderungen auch in 
die ehemalige DDR verschicken, dürfte die tatsächliche 
Abwanderung nach Meinung von Mitarbeitern des zentra-
len Einwohnermelderegisters bisher untererfaßt sein und 
erst nach Aufarbeitung der Kontrollmeldungen im Jahre 
1991 korrigiert werden können. 
Die Wohndichte liegt auf dem Gebiet der ehemaligen 
DDR
4) mit 152 Einwohnern pro Quadratkilometer (Ew/ 
qkm) erheblich niedriger als in der alten Bundesrepublik 
mit 1988 247 Ew/qkm
5). Die Landkreise der DDR haben 
eine Wohndichte zwischen 440 Ew/qkm (Kreis Hohenstein-
Ernstthal) und 32 Ew/qkm (Kreis Rubel, zugleich mit 
knapp 18000 Einwohnern kleinster Kreis), wobei der 
Bezirk Neubrandenburg am dünnsten besiedelt ist. Die 
höchsten Wohndichten weisen die Berliner Stadtbezirke 
Prenzlauer Berg und Friedrichshain mit über 10000 Ew/ 
qkm und Halle-Neustadt mit fast 9100 Ew/qkm auf. Die 
dünnbesiedelten Gebiete liegen vorwiegend im Norden in 
Mecklenburg-Vorpommern und in Brandenburg, während 
Sachsen, Thüringen und der Bezirk Halle dichter besiedelt 
sind. 
Die Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter umfaßt Männer 
im Alter von 15 bis unter 65 Jahren, Frauen von 15 bis 
unter 60 Jahren zuzüglich fünf Zwölftel der Personen des 
 
3) Gemeinsames Statistisches Amt: Monatszahlen Oktober 1990. 
4) Statistisches Jahrbuch  der  DDR   1990,  S. 2,  Wohnbevölkerung  am 
31. 12. 89. 
5)  Statistisches Bundesamt: Zahlenkompaß 1990. 
6) Zum X-Bereich, zu dem Zahlen aus Sicherheitsgründen nicht veröffentlicht 
wurden, zählen Nationale Volksarmee, Polizei mit Strafvollzug und 
Feuerwehr, Zoll und Grenztruppen, Staatssicherheit, außerdem die bei 
Parteien und gesellschaftlichen Organisationen tätigen Personen sowie die 
Beschäftigten der mit der Urangewinnung befaßten Deutsch-Sowje-tischen 
Aktiengesellschaft (DSAG) Wismut. 
Altersjahres von 14 bis unter 15 Jahren. Ihr Anteil an der 
Wohnbevölkerung wurde für den 31. 12. 89 ausgewiesen. 
Die Quote beträgt für die DDR 64,8%. Sie schwankt 
zwischen 61,3% in den Kreisen Brand-Erbisdorf und Dip-
poldiswalde und 73,1% in Halle-Neustadt. Im Durch-
schnitt liegt sie in den Stadtkreisen höher als in den Land-
kreisen. Außerdem ist ein deutliches Länder-Gefälle zu 
beobachten: In den Kreisen Sachsens liegt der Anteil 
durchschnittlich bei 63%, während er in Berlin 67,4% 
beträgt. Brandenburg liegt leicht über, die anderen drei 
Länder liegen nahe beim Durchschnitt. 
Zwischen Juni 1989 und Juni 1990 ging die Bevölkerung im 
arbeitsfähigen Alter in der DDR um 290000 oder -2,7% 
zurück. Der Saldo ist fast ausschließlich auf die Übersied-
lung in die Bundesrepublik zurückzuführen. In den Vorjah-
ren hatte es aufgrund der demographischen Entwicklung 
Zunahmen gegeben. Die Rückgänge verteilen sich dabei 
nicht gleichmäßig über die Kreise. Vielmehr schwankte die 
Veränderung zwischen -5,6% im Kreis Görlitz und -0,3% 
im Kreis Borna. Zunahmen gab es nur im Kreis Schwedt 
(+ 0,2%) und den Berliner Stadtbezirken Hohenschönhau-
sen (+0,8%) und Hellersdorf (+20,7%). 
Die unterschiedlichen Veränderungen in den Kreisen set-
zen sich allerdings sowohl aus Abwanderungen aus der 
DDR als auch aus Umzügen zwischen den Kreisen und den 
demographischen Effekten des sich verändernden Alters-
aufbaus innerhalb der Regionen zusammen. So dürfte bei-
spielsweise der überdurchschnittliche Rückgang der ar-
beitsfähigen Bevölkerung in einigen Berliner Stadtbezirken 
und der Zuwachs im Stadtbezirk Hellersdorf in Umzügen 
innerhalb des Berliner Stadtgebiets begründet sein. Aus 
einer stark negativen Veränderung kann also nicht einfach 
auf einen besonderen Abwanderungsdruck in der Region 
geschlossen werden. Vielmehr zeigt sich auch ein – aller-
dings schwacher – Zusammenhang mit dem Altersaufbau 
der Berufstätigen, der auf die Bedeutung demographischer 
Prozesse bei der Entwicklung der arbeitsfähigen Bevölke-
rung hinweist. In den südlichen Ländern, in denen eine 
überproportionale Abnahme stattgefunden hat, ist der 
Anteil der älteren Berufstätigen und derer im Rentenalter 
auch höher als in den nördlichen Ländern. Dagegen würde 
man eine hohe Mobilitätsbereitschaft eher bei der jüngeren 
Bevölkerung erwarten. Deshalb sind für eine weitere Ursa-
chenanalyse zu der Entwicklung der Erwerbsbevölkerung 
Wanderungszahlen und Altersaufbau der Wohnbevölke-
rung einzubeziehen. 
Die Abnahme der Bevölkerung im arbeitsfähigen Alter ist 
wegen der unterbliebenen Abmeldungen von Übersiedlern 
ebenfalls noch untererfaßt. 
Die Zahlen der Berufstätigenerhebung sind in mehrfacher 
Hinsicht als Erwerbstätigenzahlen unvollständig bzw. mit 
denen im Westen nicht voll vergleichbar: zum einen sind 
die Lehrlinge nicht enthalten, die jedoch aus einer anderer 
Statistik des Statistischen Amtes ergänzt werden konnten. 
Weiterhin fehlen die Beschäftigten des X-Bereichs
6), die 
damals etwa 700000 Personen ausmachten, regional aber 
nicht zugeordnet werden können. In der BTE nicht enthal-
ten sind außerdem die nur gelegentlich zur Aushilfe 
beschäftigten Personen, die aber in der DDR entsprechend 
der Beschäftigungspolitik nur eine marginale Rolle gespielt 
haben dürften. Die Abweichung dieser Erwerbstätigenzah-
len nach dem Stichtagskonzept dürfte insoweit nicht 
wesentlich von einem Berichtswochenkonzept, wie es im 
Mikrozensus der Bundesrepublik verwendet wird, abwei-
chen. Bei den Lehrlingen müssen die Unterschiede im 
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ren deutschen Staaten berücksichtigt werden. Als Lehr-
linge wurden in der DDR Jugendliche gezählt, die im 
Rahmen eines Lehrverhältnisses mit Lehrvertrag einen 
anerkannten Facharbeiterberuf oder ein Teilgebiet eines 
Facharbeiterberufs erlernen oder die mit dem Abitur die 
Hochschulreife und gleichzeitig eine Facharbeiterqualifika-
tion erwerben. Die Lehrlinge in Abiturklassen machten 
pro Jahrgang ca. 10000 aus
7). Die Klassifizierung dieser 
Lehrlinge als erwerbstätig kann in Frage gestellt werden. 
Da es im September 1989 offiziell keine Arbeitslosen gab, 
sind diese Erwerbstätigenzahlen auch als Erwerbsperso-
nenzahlen zu interpretieren. 
Die hier berücksichtigten 8 883 900 Erwerbstätigen verteil-
ten sich somit auf 8545400 (96,2%) Berufstätige und 
338500 (3,8%) Lehrlinge. Von den Berufstätigen waren 
12550 Personen (0,2%) nicht ständig berufstätig, d. h. sie 
arbeiteten mit befristeten Arbeitsverträgen unter 6 Mona-
ten. Die ständig Berufstätigen (100%) waren untergliedert 
in Arbeiter und Angestellte (88,2%, 7527000), mitarbei-
tende Genossenschaftsmitglieder (9,6%, 821200) und 
Selbständige/Mithelfende Familienangehörige (2,2%, 
184600). Dabei konzentrierten sich die Genossenschafts-
mitglieder mit 654600 in der Landwirtschaft. Hinzu kamen 
51000 in Baugenossenschaften, 41300 im Bereich Körper-
pflege und Dienstleistungen, 20300 bei Maschinen- und 
Fahrzeugbau, 22700 im Elektrogerätebau, 18200 in der 
Leichtindustrie und 10700 im Bereich der Lebensmittel-
branche. Es dürfte sich dabei überwiegend um handwerkli-
che Betriebe wie Friseure, Autowerkstätten, Installateure 
oder Bäcker gehandelt haben. 
Die 184600 Selbständigen und mithelfenden Familienange-
hörigen waren mit 113300 ebenfalls überwiegend im priva-
ten Handwerk tätig. 32500 arbeiteten in übrigen Privatbe-
trieben, 13200 freiberuflich und 25500 als Kommissions-
händler. 
In den Privatbetrieben arbeiteten etwa 232000 Arbeiter 
und Angestellte, so daß jeder Selbständige im Durchschnitt 
1,25 Arbeitnehmer beschäftigte. Im privaten Handwerk 
betrug die Relation l: 1,35, bei den Kommissionshändlern 
l: 0,9 und bei den übrigen Privatbetrieben l: 1,5, die über-
wiegend in den Wirtschaftszweigen Landwirtschaft, Ver-
kehr und Handel tätig waren. 
Da der Ausweitung von Handwerk und Dienstleistung bei 
der Modernisierung der Wirtschaft in den neuen Bundes-
ländern eine hervorragende Bedeutung eingeräumt wird 
und dem Mittelstand dabei eine führende Rolle zukommen 
wird, können die Zahlen der Selbständigen und der in 
handwerklichen Produktionsgenossenschaften Arbeiten- 
 
7) vgl. Statistisches Jahrbuch 1990 der DDR, S. 337. 
8) Die gesetzlich festgelegte 
Wochenarbeitszeit der Arbeiter und Angestellten betrug: 
-  43,75 Std. für die im Einschichtsystem Arbeitenden, 
-  42 Std. für die im Zweischichtsystem Arbeitenden und für Jugendliche 
bis zur Vollendung des 16.Lebensjahres, 
- 40 Std. für alle im Dreischichtsystem Arbeitenden und für werktätige 
Mütter mit mehreren Kindern bis zu  16 Jahren oder mit einem 
Schwerstgeschädigten Kind. 
(Zentralverwaltung für Statistik:  Definitionen für Planung, Rech-
nungsführung und Statistik) 
Einzelvertragliche Unterschreitungen dieser Vorgaben sind Teilzeit. Es gibt 
keine Definition, daß eine Mindestabweichung vereinbart sein muß, um eine 
Beschäftigung als Teilzeitarbeit einzustufen. Da jedoch mit einem 
individuellen Teilzeitvertrag bestimmte Leistungen der Betriebe entfielen, 
dürfte die Mehrzahl der Teilzeitbeschäftigten die Vollzeitvorgaben 
wesentlich unterschreiten. 
den als Hinweis auf vorhandene oder fehlende Dienstlei-
stungsangebote in den Regionen herangezogen werden. 
Selbständige und Genossenschaftsmitglieder außerhalb der 
Landwirtschaft verweisen daher auf vorhandene Potentiale 
für die regionale Entwicklung der Dienstleistungen und 
von mittelständischen Betrieben. 
Der Beschäftigtenanteil bezeichnet den Anteil der 
Erwerbstätigen (Berufstätige und Lehrlinge, ohne X-
Bereich) nach dem Arbeitsortkonzept auf die Bevölkerung 
im arbeitsfähigen Alter nach dem Wohnortkonzept. Diese 
Kennziffer ist damit ein gewisses Maß für die Deckung der 
regionalen Arbeitsplatznachfrage, bei dem die Zahl der 
regional besetzten Arbeitsplätze auf den aktiven Teil der 
regionalen Wohnbevölkerung bezogen werden. Die Varia-
tion dieses Beschäftigtenanteils ist Ergebnis unterschiedli-
cher Erwerbsbeteiligung, Ergebnis von Pendlerströmen 
und vom jeweiligen Gewicht des X-Bereichs. Beschäftig-
tenanteile unter dem DDR-Durchschnitt sind Hinweise für 
örtlich unterdurchschnittliche Arbeitsplatzversorgung, die 
einen Teil der Berufstätigen zum Pendeln über die Kreis-
grenzen veranlaßt. Überdurchschnittliche Beschäftigtenan-
teile lassen Einpendler aus dem Umland erwarten. Wegen 
des unbekannten Anteils des X-Bereichs gelten diese Inter-
pretationen nur näherungsweise. 
Für die DDR betrug der Beschäftigtenanteil durchschnitt-
lich 82,9%. Für die Unterschiede zwischen Stadt- und 
Landkreisen von 88,2% bzw. 80,4% dürften überwiegend 
die Pendlerströme verantwortlich sein. Extrem wird dieser 
Sachverhalt in Berlin deutlich, wo der Stadtbezirk Mitte 
eine Quote von 415%, während der Bezirk Hellersdorf nur 
20,3% der arbeitsfähigen Bevölkerung einen Arbeitsplatz 
bietet. Für die meisten Stadtkreise lassen sich höhere 
Beschäftigtenanteile als in ihren Umlandkreisen feststel-
len, die dadurch auf Einpendler aufmerksam machen. Für 
Cottbus, Dresden, Görlitz, Suhl, weniger für Leipzig, dre-
hen sich jedoch diese Verhältnisse um, weil vermutlich 
Pendlerströme aus den Stadtkreisen oder anderen Land-
kreisen zu den Industriestandorten im Umland dieser 
Städte führen. Die stärker landwirtschaftlich geprägten 
Bundesländer Mecklenburg-Vorpommern (78,2%) und 
Brandenburg (79,9%) weisen unterdurchschnittliche, 
Sachsen (83,3%) überdurchschnittliche sowie Thüringen 
(82,4%) und Sachsen-Anhalt (80,7%) in etwa durch-
schnittliche Beschäftigtenanteile auf. 
Von den 8532900 ständig Berufstätigen waren 4364700 
Männer (51,2%) und 4168100 Frauen (48,8%). Diese 
Anteile gelten annähernd für alle Länder. Es bestehen eher 
branchenspezifische Unterschiede in der Frauenbeschäfti-
gung, die von einem Frauenanteil von 17,2% in der Bau-
wirtschaft bis zu 83,0% im Gesundheits- und 91,7% im 
Sozialwesen reichen. In der Industrie weisen Leichtindu-
strie mit 55,7% und Textilindustrie mit 66,9% die relativ 
größten Frauenanteile auf. Auch im Bildungswesen, im 
Handel, in der Textilreinigung, in Rechenbetrieben sowie 
der staatlichen Verwaltung (außerhalb des X-Bereichs) 
sowie dem Post- und Fernmeldewesen stellen Frauen eine 
Zweidrittelmehrheit der Beschäftigten. In den Landkreisen 
liegt die Frauenbeschäftigung insgesamt niedriger als in 
den Stadtkreisen. 
Die Teilzeitquote von 12,9% steht mit der hohen Frauen-
beschäftigung in Zusammenhang. Von den Frauen arbei-
ten 24,6% weniger als die gesetzliche Wochenarbeitszeit
8), 
während nur 1,7% der Männer einen Teilzeitarbeitsplatz 
innehatten. In den beiden Industriezweigen Textil- und 
Leichtindustrie ist mit jeweils etwa 30% auch der Anteil 
  
476  MittAB 4/90 der Teilzeitbeschäftigten überdurchschnittlich hoch. Bei 
Interessengemeinschaften (54,5% )
9), im Post- und Fern-
meldewesen (45,6%) und im Bereich Körperkultur/Sport 
(35,2%) werden die höchsten Frauenteilzeitquoten 
erreicht. In allen Wirtschaftszweigen mit Ausnahme der 
Landwirtschaft bestand für mindestens 15% der Frauen ein 
Teilzeitarbeitsplatz. 
Wohl auch in Verbindung mit der Konzentration der Tex-
til- und Leichtindustrie in Sachsen und Thüringen liegen 
hier die Teilzeitquoten höher als im Norden. Es konnte 
jedoch kein Unterschied zwischen Stadt- und Landkreisen 
festgestellt werden. 
Der Altersaufbau der ständig Berufstätigen weist regional 
deutliche Unterschiede auf. In den Tabellen sind die 
Anteile der beiden jüngsten und der vier ältesten Jahr-
gangsgruppen zusammengefaßt. Als Jugendliche werden 
hier die 1960 und später Geborenen bezeichnet, die 1989 
29 Jahre oder jünger waren. Die älteren Berufstätigen 
umfassen die Geburtsjahrgänge 1934 und früher, also 
Beschäftigte ab dem Alter von 55 Jahren. Der Anteil der 
Berufstätigen im Rentenalter wird von den Männern ab 65 
und den Frauen ab 60 Jahren gebildet und ist in dem Anteil 
der älteren enthalten. Aus der Differenz der beiden 
Anteile ergibt sich also der Anteil der älteren Berufstä-
tigen, die das Rentenalter noch nicht erreicht hatten. 
In den neuen Bundesländern gibt es ein Stadt-Land- und 
ein Nord-Süd-Gefälle im Altersaufbau der Berufstätigen. 
In den Stadtkreisen und den nördlichen Bundesländern 
sind die Beschäftigten vergleichsweise jünger als in den 
Landkreisen und den südlichen Ländern Sachsen und Thü-
ringen. Dies zeigt sich in den jeweils höheren Beschäftig-
tenanteilen der entsprechenden Altersgruppen. 
2.2 Wirtschaftszweigstruktur der Beschäftigung 
Die Entwicklungschancen der Regionen in den neuen Bun-
desländern bei der Modernisierung der Volkswirtschaft 
entscheiden sich an den örtlichen Standortfaktoren. Dazu 
gehört (u. a.) die Ausstattung mit Arbeitsplätzen in kon-
kurrenzfähigen Unternehmen. Umgekehrt sind in Regio-
nen mit Altindustrien, hoher Umweltbelastung und gerin-
ger Konkurrenzfähigkeit der Produkte große Probleme im 
Strukturwandel zu erwarten. Aus der regionalen Wirt-
schaftschaftszweigstruktur ergeben sich Anhaltspunkte 
zum Umfang der Beschäftigung in Branchen, die unter 
besonderem Anpassungsdruck stehen. Das sind in erster 
Linie Braunkohleförderung und -Verarbeitung, die Chemi-
sche Industrie und die Metallurgie. Die genosssenschaftli-
che Landwirtschaft wird als zu wenig produktiv angesehen 
und kämpft zusammen mit der Lebensmittelindustrie um 
Absatzmärkte für ihre in Qualität, Differenzierung und 
Aufmachung bisher nicht oder nur bedingt konkurrenzfähi-
gen Erzeugnisse. 
Bisher existieren erst globale Einschätzungen über Produk-
tivitätsrückstände oder den zu erwartenden Beschäftigten-
abbau einzelner Wirtschaftszweige. Eine modellhafte 
Übertragung dieser Erwartungen auf die regionalen Gege-
benheiten kann zwar als Hinweis auf Regionen dienen, die 
ein besonderes Maß an Anpassungslasten zu tragen haben 
werden, kann aber nicht als Prognose für die jeweilige 
regionale Entwicklungsperspektive gesehen werden. Viel-
mehr können auch bei einer globalen Schrumpfung der 
Branche X um y% regionale Standortvorteile, konkur-
renzfähige Produkte und Produktionsverfahren stabile 
Beschäftigung und Produktion an einzelnen Standorten 
ermöglichen. Insofern müssen die regionalen Wirtschafts-
zweigstrukturen jeweils in Verbindung mit den örtlichen 
Konkurrenzbedingungen gesehen werden, um zu Bewer-
tungen der Entwicklungsmöglichkeiten zu kommen. 
Die Verteilung der ständig Berufstätigen in den Kreisen 
auf die Wirtschaftszweige wird mit einer Gliederung vorge-
nommen, die aus einer Zusammenfassung der 43 2-Steller 
nach der Wirtschaftszweigsystematik der DDR
10) zu 21 
Wirtschaftsbereichen entstanden ist. Die neugebildeten 
Wirtschaftsbereiche werden in Übersicht l beschrieben. 
Bisher steht kein Umsteigeschlüssel für das Umsetzen der 
Wirtschaftszweigsystematik der DDR in die der Bundesan-
stalt für Arbeit oder die des Statistischen Bundesamtes zur 
Verfügung. Aufgrund der Erfordernisse der Planwirtschaft 
ergeben sich zwischen den Systemen beträchtliche Abwei-
chungen, die bei ähnlichen Bezeichnungen inhaltliche 
Unterschiede verdecken. Im folgenden und in Übersicht l 
wird auf diese Probleme hingewiesen. 
Übersicht 1: Abgrenzung der Wirtschaftszeige 
Folgende Zusammenfassung der Wirtschaftszweige und 
Sektoren nach den 2-Stellern der DDR-Wirtschaftszweig-
systematik wurde verwendet: 
Sektor: Landwirtschaft 
1.  Land- und Forstwirtschaft, Fischerei 
enthält auch Veterinärwesen, sowie Aufbereitung und 




3.  Energie- und Brennstoffindustrie 
enthält Kraftwerke und Energieversorgungsbetriebe, 
Braun- und Steinkohlebergbau und -Kokereien, Bri-
kett- und Torfherstellung 
4. Chemische  Industrie 
einschließlich Agrochemie, Pflanzenschutz- und Dün-
gemittelproduktion 
5. Metallurgie 
Stahl- und Walzwerke, Ziehereien, Legierung, NE-
Metall-Erzbergbau und NE-Metall-Erzeugnisse 
6.  Maschinen- und Fahrzeugbau 
7. Elektrogerätebau 
mit Elektrotechnik, Elektronik, Regeltechnik, EDV-
und Büromaschinen, Feinmechanik und Optik 
8. Leichtindustrie 
umfaßt Holzbearbeitung, Papier- und Zellstoffindu-
strie, Druckereien, Konfektionsindustrie (nicht bei 
Textil!), Lederverarbeitung, Glas und Keramik, In-
strumentenbau   
9) vgl. Übersicht l, Pkt. 21. 
10) Staatliche Zentralverwaltung für Statistik: Systematik der Volkswirt-
schaftszweige der DDR (Ausgabe 1985). 
9. Textilindustrie  (ohne Konfektionsindustrie)  
10. Lebensmittelindustrie mit Tabakwarenindustrie 
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Neben der Bauwirtschaft auch Vorfertigung von Ele-
menten der Bauindustrie und Baustoffindustrie 
Sektor: Dienstleistungen 
12.  Verkehr, Post-, Fernmeldewesen 
darunter Straßenunterhaltung 
13.  Handel und Lager 
Außen- und Binnenhandel, Kühl- und Lagerhäuser, 
Großküchen, Gaststätten 
14. Wirtschaftsleitung 
Wirtschaftsleitende Organe sowie deren Forschungs-
und Entwicklungszentren, Projektierungs- und Anla-
genbaubetriebe, Geologische Untersuchung und Kar-
tierung, Staatliche Wirtschaftsleitung 
15. Sonstige  Dienstleistungen 
Verlage, Reparaturkombinate, textiles Reinigungswe-
sen, Rechenbetriebe, sonst, produzierende Betriebe, 
private Haushalte 
16.  Wohnungs- und Geldwesen, andere Dienstleistungen 
Wohnungswirtschaft, Kommunalwirtschaft, Geld- und 
Kreditwesen,   Reisebüros,   Rechtsberatung,   Körper-
pflege 
17.  Bildung, Wissenschaft, Kunst 
Akademien und Forschungsinstitute, Schulen, Heime, 
Kulturbetrieb 
18.  Gesundheit und Sozialwesen 
19.  Sport, Erholung, Freizeit 
auch Touristik 
20. Staatliche  Verwaltung 
(Zu beachten ist, daß der X-Bereich nicht enthalten ist 
und daher dieser Bereich untererfaßt ist.) 
21.  Kirchen und Interessengemeinschaften 
(Was unter Interessengemeinschaften zu verstehen ist, 
konnte anhand der Systematik nicht eindeutig geklärt 
werden. Insgesamt handelt es sich nur um etwa 2900 
Berufstätige. Möglicherweise sind hier Aufsichtsorga-
ne des genossenschaftlichen Sektors eingeordnet. Nach 
Umsteigeschlüsseln des Statistischen Bundesamtes wä-
ren hier Jugend-, Sport- und Berufsverbände einzu-
ordnen.) 
Bei der Bildung der 21 Wirtschaftsbereiche wurden in den 
Sektoren von Landwirtschaft und Industrie nur geringfü-
gige Abänderungen der 2-Steller vorgenommen. Die Agro-
chemie, die die Produktion von Pflanzenschutz- und Dün-
gemitteln einschließt, wurde der Chemischen Industrie 
zugeordnet. Dagegen wurde das Veterinärwesen wegen 
seiner Abhängigkeit von der Viehwirtschaft in der Land-
wirtschaft belassen. 
In der Industrie wurden Baumaterialindustrie und Bauwirt-
schaft zu einem Wirtschaftsbereich zusammengefaßt, da 
die Vorfabrikation von Bauelementen in der DDR ein 
besonderes Gewicht hatte und daher unmittelbar mit dem 
Hochbau verbunden ist. Im übrigen bleiben die 2-Steller 
der DDR-Systematik im Industriebereich erhalten. Zu 
beachten ist die Vielfalt von Produktionszweigen mit ihrer 
jeweils unterschiedlichen Konkurrenzfähigkeit, die in der 
Leichtindustrie zusammengefaßt werden. 
Die Gliederung des Dienstleistungsbereichs weicht von den 
bundesdeutschen Systematiken deutlich ab. Der Bereich 
Verkehr enthält mit Betrieben zur Straßenunterhaltung 
auch Teile des Tiefbaus. Wegen der Zugehörigkeit vieler 
Gaststätten zur staatlichen Handelsorganisation (HO) fin-
det sich deren Personal beim Konsumgüter-Einzelhandel. 
Zu dem Bereich „Wirtschaftsleitende Organe“ wurden die 
funktioneilen Einheiten zusammengefaßt, die mit der Pla-
nung und Leitung der Wirtschaft beauftragt waren und die 
andere zentrale Forschungs- und Entwicklungsaufgaben 
wahrnahmen. Insgesamt waren in diesen Bereichen 136500 
Personen beschäftigt. Von ihnen waren 31000 Beschäftigte 
in den eigentlichen wirtschaftsleitenden Organen der Indu-
strie und des Staates tätig. Sie machten etwa 31000 Berufs-
tätige aus. In den zentralisierten Forschungs- und Entwick-
lungszentren der wirtschaftsleitenden Organe waren 53 000 
Personen beschäftigt. Nach bundesdeutscher Systematik 
wären die Beschäftigten dieser Bereiche teilweise den 
Wirtschaftszweigen der Unternehmen zuzuordnen, teil-
weise wären sie bei Verbänden oder Forschungsinstitutio-
nen einzustufen. Ingenieurleistungen, Anlagenbau und -
Projektierung sowie das Vermessungswesen (zusammen 
ca. 50000 Beschäftigte) sind in diesem Zweig der industrie-
nahen Dienstleistungen der Wirtschaftsleitung ebenfalls 
enthalten. 
Der Bereich Wohnungs- und Geldwesen sowie andere 
Dienstleistungen enthält die als nicht produktiv bezeichne-
ten Dienste. Die Wohnungswirtschaft beschäftigt knapp 
87000 Personen, die kommunalen Dienste (Straßenreini-
gung, Müllabfuhr, Grünanlagenpflege usw.) 50000 und 
Geld-, Kredit- und Versicherungswesen 63000. Ein großer 
Bereich „Sonstige nicht produzierende Betriebe“, in dem 
„Badeeinrichtungen und Körperpflege“ enthalten sind, 
beschäftigt weitere 81500 Personen. 
Die Wirtschaftsbereiche Staatliche Verwaltung sowie Kir-
chen und Interessengemeinschaften sind in erster Linie zur 
Vervollständigung der Wirtschaftszweigstruktur nach der 
Berufstätigenerhebung mit in die Tabellen aufgenommen 
worden. Durch die nicht erfaßten Beschäftigten des X-
Bereichs im Sicherheitsbereich und bei den Massenorgani-
sationen entstehen in diesen Sparten erhebliche Ausfälle. 
Bei der staatlichen Verwaltung werden die Beschäftigten 
der zentralen staatlichen Organe, der Justiz und der Räte 
von Bezirken, Kreisen und Gemeinden gezählt 
(ca. 179000), soweit sie nicht zum Sicherheitsbereich gehö-
ren. Bei konfessionellen Organen waren ca. 16000, bei den 
sonstigen Interessengemeinschaften 2900 Personen be-
schäftigt. 
In Tabelle 3 wird die Verteilung der ständig Berufstätigen 
in den Kreisen, Arbeitsamtsbezirken und Bundesländern 
nach den 21 gebildeten Wirtschaftsbereichen ausgewiesen. 
Die Bezugsbasis für die Prozentwerte bilden die in 
Tabelle l (Spalte 12) wiedergegebenen Absolutzahlen der 
„Ständig Berufstätigen insgesamt“. 
Die neuen Bundesländer weisen jeweils eine eigene cha-
rakteristische Wirtschaftszweigstruktur auf. Dabei existiert 
ein gewisses Nord-Süd-Gefälle zwischen dem dünnbesie-
delten, landwirtschaftlich geprägten Norden und dem dich-
ter besiedelten, industriell geprägten Süden, während die 
Dienstleistungen zentralisiert in Berlin ihren Schwerpunkt 
haben. 
Mecklenburg-Vorpommern und Brandenburg sind in wei-
ten Regionen von der Landwirtschaft geprägt, die einen 
überdurchschnittlichen Anteil der bisherigen Arbeitsplätze 
bereitgestellt hat. Damit verbunden sind Arbeitsplätze in 
der Lebensmittelindustrie zur Verarbeitung der landwirt-
schaftlichen Produkte. Diese Branche ist im Norden eben-
falls bedeutsamer als in den südlichen Ländern. 
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Küstenstädten Mecklenburg-Vorpommerns findet sich hier 
auch eine Konzentration der Beschäftigung in den Berei-
chen Verkehr, Post- und Fernmeldewesen sowie Handel 
und Lager. 
Wesentliche Industrierohstoffe für Energieerzeugung und 
Chemische Industrie in der ehemaligen DDR sind Braun-
kohle und Kalisalze. In der Braunkohlenindustrie arbeite-
ten 1989 133000 Beschäftigte, in der Kalisalzindustrie 
29000. Die Braunkohlenreviere erstrecken sich einerseits 
im Halbkreis westlich um Leipzig mit Bitterfeld, Halle und 
Borna und andererseits südlich von Cottbus entlang der 
Grenze zwischen Brandenburg und Sachsen und weiter 
südlich an der Neiße entlang. Weitere Standorte liegen an 
der Nordostflanke des Harzes. In den drei Kreisen Borna, 
Senftenberg und Spremberg sind mit jeweils über 20000 
Beschäftigten mehr als die Hälfte des Personals der Braun-
kohlenindustrie konzentriert. 
Die Kalisalzindustrie ist im nordwestlichen Thüringen und 
nordwestlich von Halle in Sachsen-Anhalt angesiedelt. Mit 
knapp 7500 Beschäftigten war der Kreis Bad Salzungen der 
wichtigste Standort, gefolgt von Nordhausen, Sondershau-
sen und Wolmirstedt mit jeweils etwa 3500 Beschäftigten. 
Im Umfeld dieser Rohstoffe liegen die Standorte der Che-
mischen Industrie, die mit 336000 Beschäftigten 4,3% der 
Berufstätigen in der DDR beschäftigte. Die Produktion 
konzentriert sich im Raum Halle-Leipzig mit den größten 
Beschäftigtenzahlen in Merseburg (49000), Bitterfeld 
(31000) und Wittenberg (12000). 
Die drei größten Standorte der Eisen- und Stahlerzeugung 
liegen in den Kreisen Riesa (17000), Hettstedt (11700) und 
Eisenhüttenstadt (11600). Überdurchschnittliches Gewicht 
hat diese Branche in der Wirtschaftszweigstruktur von 
Brandenburg und Sachsen-Anhalt. 
Der Maschinen- und Fahrzeugbau ist mit 1,03 Mio. 
Beschäftigten der größte Wirtschaftsbereich der ehemali-
gen DDR. Die Standorte liegen weit gestreut und stellen in 
den meisten Kreisen eine bedeutende Zahl von Arbeits-
plätzen. Allein in 18 Kreisen weist die Branche mehr als 
10000 Beschäftigte auf. In Sachsen und Sachsen-Anhalt 
arbeitet ein überdurchschnittlicher Anteil der Berufstä-
tigen in diesem Industriezweig. 
Der Elektrogerätebau ist in Berlin und Thüringen konzen-
triert. Die Branche ist mit 511000 Beschäftigten der dritt-
größte Industriezweig. Mehr als 10000 Beschäftigte arbei-
ten außerhalb Berlins noch in den Stadtkreisen von Pots-
dam, Dresden und Leipzig, sowie Eisenach, Erfurt und 
Jena und dem Landkreis Sömmerda. 
Leicht- und Textilindustrie finden ihre regionalen Schwer-
punkte in Sachsen und Thüringen. Als Leichtindustrie sind 
eine Reihe von kleineren Wirtschaftszweigen zusammenge-
faßt, wie Holzbearbeitung, Papierherstellung, Instrumen-
tenbau, Lederindustrie und Glas/Keramik. Durch diese 
Aggregation wird die Leichtindustrie zum zweitgrößten 
Industriezweig. Die Stadtkreise Dresden und Leipzig und 
die Landkreise Aue und Ilmenau bieten jeweils mehr als 
10000 Arbeitsplätze in dieser Branche. Besondere Schwer-
punkte der Textilindustrie finden sich um Chemnitz, Zwik-
kau und Plauen. 
Im Dienstleistungsbereich lassen sich regionale Schwer-
punkte weniger deutlich ausmachen. Aufgrund der zentra-
len Leitung und Planung vieler Aktivitäten haben sich in 
Berlin (Ost) Leitungsfunktionen konzentriert, woraus hier 
in vielen Dienstleistungsbereichen überproportionale 
Beschäftigtenanteile resultieren. Darüber hinaus bieten 
Handel und Verkehr, wie bereits erwähnt, im Umfeld der 
Ostseehäfen einen überdurchschnittlichen Anteil an 
Arbeitsplätzen in Mecklenburg-Vorpommern. Die Ostsee-
küste und die mecklenburgische Seenplatte sowie Thürin-
ger Wald und Erzgebirge sind attraktive Feriengebiete, die 
örtlich Beschäftigungsmöglichkeiten bieten. Jedoch sind 
Erholung und Freizeit Wirtschaftsbereiche, die in der 
DDR nicht besonders entwickelt waren. Betriebliche 
Ferienheime werden im übrigen beim Wirtschaftszweig des 
jeweiligen Unternehmens erfaßt. 
3. Arbeitsmarkttypen nach regionaler Wirtschaftsstruktur 
3.1 Typenbildung 
Zur Verdichtung der vielfältigen Informationen über die 
regionalen Beschäftigunsstrukturen und zur Identifikation 
von Problemregionen wird auf Grundlage der regionalen 
Wirtschaftszweigstruktur eine Zuordnung der Kreise zu 
Typen versucht. Die Typisierung stellt ein Hilfsmittel zur 
Identifizierung von regionalen Problemlagen dar, darf aber 
nicht unbedingt als Bewertung der Entwicklungschancen 
der Regionen aufgefaßt werden. 
Der Typenbildung liegt die Drei-Sektoren-Hypothese zur 
Beurteilung des Strukturwandels zugrunde. Es wird erwar-
tet, daß die Landwirtschaft in den neuen Bundesländern 
wegen zu geringer Produktivität unter Wettbewerbsbedin-
gungen deutliche Beschäftigungseinbußen erleiden wird. 
Dagegen wird eine Unterversorgung mit unternehmens-
und personenbezogenen Dienstleistungen gesehen, die 
teils neuartige, teils zusätzliche Arbeitsplätze erfordert. Im 
industriellen Bereich hängen die Entwicklungschancen 
davon ab, wie schnell der Produktivitäts-, Qualitäts- und 
Kostenstandard des Weltmarkts erreicht werden kann. 
Kurzfristig ist mit einer Reorganisation der Unternehmens-
strukturen zu rechnen, um die innerbetriebliche und zwi-
schenbetriebliche Arbeitsteilung zu Produktivitätsfort-
schritten zu nutzen. Dabei wird es, was bereits im Gange 
ist, zur Aufgabe von unproduktiven Unternehmensteilen 
kommen. Wieweit entlassene Arbeitnehmer in neuen 
Unternehmen oder im Dienstleistungsbereich Beschäfti-
gung finden, kann z. Zt. nicht sicher beurteilt werden. 
Weitgehende Übereinstimmung herrscht jedoch darüber, 
daß die Braunkohlen- und die darauf aufbauende Chemi-
sche Industrie sowie die Metallurgie in erheblichem 
Umfang mit Entlassungen zu rechnen haben, da sie mit 
veralteten und umweltzerstörenden Technologien arbei-
ten. Demzufolge ist in den Regionen, in denen sich die 
Standorte dieser Wirtschaftszweige konzentrieren, mit 
besonderem Problemdruck zu rechnen. Bei der Bewälti-
gung des Strukturwandels hängt es nun davon ab, wieweit 
andere Beschäftigungsmöglichkeiten vorhanden sind oder 
geschaffen werden können. Bei einer gewissen Mischung 
von verschiedenen wirtschaftlichen Aktivitäten dürfte am 
ehesten die Möglichkeit bestehen, durch gezielte Förde-
rung und Ansiedlung zu alternativen Arbeitsplätzen zu 
kommen. Denn soweit man an vorhandene Produktions-
verfahren, Lieferverflechtungen und Qualifikationen an-
knüpfen kann, dürfte die Schaffung von Arbeitsplätzen 
einfacher sein als bei der Notwendigkeit zu weitgehenden 
Neuansiedlungen. 
Diesem Gedankengang wird bei der Abgrenzung der 
Regionstypen Rechnung getragen, indem jeweils festge- 
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zweiges die Schwelle zur „Monostruktur“ überschreitet 
oder nicht. Industrielle Monostruktur wird unterstellt, 
wenn im regional größten Industriezweig 40 Prozent oder 
mehr der Industriebeschäftigten arbeiten. Diese relative 
Konzentration hängt natürlich von der hier gewählten 
Zusammenfassung der Wirtschaftszweige (vgl. Übersicht 
1) ab. Bei einer Untergliederung in nur wenige große 
Branchen wird dieser Konzentrationsgrad natürlich eher 
erreicht als bei einer starken Untergliederung auf eine 
Vielzahl eng abgegrenzter Wirtschaftszweige. 
Die Regionstypen wurden mit der Wohndichte, den 
Beschäftigtenanteilen der drei Sektoren Landwirtschaft, 
Industrie und Dienstleistung, sowie mit der relativen Indu-
striekonzentration als Indikatoren gebildet. Dafür wurden 
absolute oder relative Schwellen vorgegeben, nach denen 
die Regionen dem einen oder anderen Typ zugeordnet 
werden. Die Festlegung der Schwellen wurde als Ergebnis 
einer Datenanalyse vorgenommen, bei der versucht wurde, 
möglichst sauber getrennte, inhaltlich gut zu interpretie-
rende Typen festzulegen. Dabei orientierte sich die Festle-
gung an Ergebnissen vorausgehender Cluster- und Diskri-
minanzanalysen. 
Ergebnisse der Clusteranalyse hängen ab von der vorgege-
ben Anzahl der zu bildenden Cluster und von dem in der 
Zuordnung verwendeten Distanzbegriff (Metrik). Wegen 
unterschiedlicher Bedeutung des Distanzbegriffs für die bei 
der Klassifizierung verwendeten Variablen kommt es zu 
inhaltich nur schwer nachvollziehbaren Zuordnungen, die 
eine Interpretation erschweren. Bei der Vorgabe von 
Schwellenwerten ist die Zuordnung jedoch jederzeit nach-
vollziehbar und die inhaltliche Stimmigkeit leicht zu beur-
teilen. Daher wurde nach einer explorativen Phase, die die 
Abgrenzung wichtiger Grundtypen offengelegt hatte, die 
Typisierung mit Hilfe der Schwellenwerte vorgenommen. 
Die Wohndichte (Einwohner pro Quadratkilometer) 
wurde dreistufig zur Unterscheidung von städtischen Zen-
tren, Umlandregionen mittlerer Wohndichte und dünnbe-
siedelten ländlichen Gebieten festgelegt. Die Festlegung 
des Schwellenwertes von 550 Ew/qkm erfolgte, um die 
Stadtkreise der DDR von den Landkreisen zu trennen. 
Insofern wurde eine Festlegung der DDR-Verwaltungs-
grenzen nachvollzogen. Die Landkreise werden durch den 
Schwellenwert von 100 Ew/qkm in 2 etwa gleich große 
Gruppen unterteilt. 
Innerhalb der drei Gruppen von Kreisen wurde weiter nach 
Größe der Sektoren und nach der relativen Industriekon-
zentration unterschieden. Da in den Stadtkreisen die Land-
wirtschaft bedeutungslos ist, wurde sie dort nicht berück-
sichtigt. In den Umland- und Landregionen wurde unter-
schieden, ob die Landwirtschaft einen hohen oder niedri-
gen Anteil ausmacht. In den stärker verdichteten Umland-
regionen wurde die Schwelle bei 10%, in den Landregio-
nen bei 25% angesetzt. Eine einheitliche Schwelle bei 
beiden Teilgruppen hätte wegen der negativen Korrelation 
von Wohndichte und Landwirtschaftsanteil nicht mehr zu 
deutlichen Unterteilungen geführt. 
Zur weiteren Unterscheidung wurden nun die Beschäftig-
tenanteile von Dienstleistungs- und Industriesektor vergli-
chen. Bei Überwiegen der Dienstleistungsbeschäftigten 
wurde die Region als „dienstleistungsorientiert“ charakte-
risiert, bei Überwiegen der Industriebeschäftigten als Indu-
strieregion. 
Die Industrieregionen wurden in einer letzten Stufe 
anhand des relativen Konzentrationsgrads der Industriebe-
schäftigung in diversifizierte und monostrukturierte 
Gebiete unterschieden. 
Insgesamt entstanden so 14 Regionstypen, die je nach 
Fragestellung entlang der einzelnen Unterscheidungskrite-
rien zusammengefaßt werden können. So ergeben sich 
z. B. 3 dienstleistungsorientierte Regionstypen und je 5 
diversifizierte bzw. monostrukturierte Industrieregionen. 
Hinzu kommt ein Regionstyp mit dominierender Landwirt-
schaft. 
Übersicht 2: Typen der regionalen Wirtschaftsstruktur 
Die Regionstypen sind folgendermaßen abgegrenzt: 
A)  Stadtkreise (Wohndichte über 550 Ew/qkm) 
Typ   1: Städtische Dienstleistungszentren 
Dienstleistungsanteil größer Industrieanteil 
Typ   2: Städtische Industriezentren mit Monostruktur 
Dienstleistungsanteil kleiner/gleich Industriean-
teil und relative Industriekonzentration größer 
40% 
Typ   3: Städtische Industriezentren mit diversifizierter In-
dustriestruktur 
Dienstleistungsanteil kleiner/gleich Industriean-
teil und relative Industriekonzentration kleiner/ 
gleich 40% 
B)  Umlandregion (Wohndichte von 101 bis 550 Ew/qkm) 
Typ   4: Dienstleistungsorientierte Umlandregion 
Dienstleistungsanteil größer Industrieanteil 
Typ   5: Umlandregion mit Landwirtschaft und industriel-
ler Monostruktur Landwirtschaftsanteil größer 
10% Dienstleistungsanteil   kleiner/gleich   
Industrieanteil  und  relative  
Industriekonzentration  größer 40% 
Typ   6: Umlandregion mit Landwirtschaft und diversifi-
zierter Industriestruktur Landwirtschaftsanteil 
größer 10% Dienstleistungsanteil   kleiner/gleich   
Industrieanteil und relative 
Industriekonzentration kleiner/ gleich 40% 
Typ   7: Umlandregion mit industrieller Monostruktur 
Landwirtschaftsanteil kleiner/gleich 10% 
Dienstleistungsanteil   kleiner/gleich   Industriean-
teil  und  relative  Industriekonzentration  größer 
40% 
Typ   8: Umlandregion    mit    diversifizierter    Industrie-
struktur 
Landwirtschaftsanteil kleiner/gleich 10% 
Dienstleistungsanteil   kleiner/gleich   Industriean-
teil und relative Industriekonzentration kleiner/ 
gleich 40% 
C)  Ländliche Regionen (Wohndichte bis WO Ew/qkm) 
Typ   9: Dienstleistungsorientierte Landregion 
Dienstleistungsanteil größer Landwirtschaftsan-
teil und größer Industrieanteil 
Typ 10: Landwirtschaftlich geprägte Landregion 
Landwirtschaftsanteil größer Industrieanteil und 
Dienstleistungsanteil 
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industrieller MonoStruktur Landwirtschaftsanteil 
größer 25% Dienstleistungsanteil   kleiner/gleich   
Industrieanteil  und  relative  
Industriekonzentration  größer 40% 
Typ 12: Landregion mit hohem Landwirtschaftsanteil und 
diversifizierter Industriestruktur 
Landwirtschaftsanteil größer 25% 
Dienstleistungsanteil   kleiner/gleich   Industriean-
teil und relative Industriekonzentration kleiner/ 
gleich 40% 
Typ 13: Landregion mit niedrigem Landwirtschaftsanteil 
und industrieller Monostruktur 
Landwirtschaftsanteil kleiner/gleich 25% 
Dienstleistungsanteil   kleiner/gleich   Industriean-
teil  und  relative  Industriekonzentration  größer 
40% 
Typ 14: Landregion mit niedrigem Landwirtschaftsanteil 
und diversifizierter Industriestruktur 
Landwirtschaftsanteil kleiner/gleich 25% 
Dienstleistungsanteil   kleiner/gleich   Industriean-
teil und relative Industriekonzentration kleiner/ 
gleich 40% 
3.2 Ergebnisse 
Die Typisierung der Kreise und Arbeitsamtsbezirke kann 
Tabelle 4 entnommen werden. Bundesland und zugeordne-
ter Typ werden dort zusammen mit den bei der Einstufung 
verwendeten Indikatoren Wohndichte, Beschäftigtenan-
teile der drei Sektoren und dem relativen Konzentrations-
grad der Industriebeschäftigung aufgeführt. Zusätzlich ent-
hält die Tabelle den jeweils größten Industriezweig mit 
dem Anteil an den in der Region ständig Berufstätigen. 
Falls in der Landwirtschaft oder dem Dienstleistungssektor 
Wirtschaftszweige mit größeren Beschäftigungsanteilen 
existieren, so wird darauf in der letzten Spalte hingewiesen. 
Die Typisierung mit den zugrundliegenden Kreisdaten 
kann unter verschiedenen Fragestellungen ausgewertet 
werden, die jeweils eine andere Zusammenstellung der 
Ergebnisse erfordern. In Tabelle 4 werden die Kreise 
jeweils nach ihren Regionstypen zusammengefaßt, weil die 
Klassifizierung im Hinblick auf ihren Aussagewert und die 
Gemeinsamkeiten der gruppierten Kreise untersucht wer-
den soll. Bei einer Sortierung nach Arbeitsamtsbezirken 
(oder anderen größeren regionalen Einheiten) kann die 
Homogenität eines Gebiets bezüglich der Kreiszusammen-
setzung festgestellt werden. So können sich im Rahmen 
einer regionalen Arbeitsteilung mehrere monostrukturierte 
Kreise zu einer komplementären Wirtschaftszweigstruktur 
ergänzen
11). Bei einer Sortierung nach den Sektoren oder 
nach den größten Industrie- oder Wirtschaftszweigen erhält 
man Aufschluß über die regionale Verteilung und Konzen-
tration einzelner Branchen (vgl. Übersichten 3 und 4). 
Außerdem kann der Konzentrationsgrad in der Industrie 
zur Suche nach MonoStrukturen benutzt werden. 
In 92 von insgesamt 189 Landkreisen bildet die Landwirt-
schaft den größten der hier betrachteten 21 Wirtschafts-
zweige. Sie finden sich überwiegend in den Regionstypen 
9, 10 und 14 mit geringer Wohndichte und niedriger Indu-
striekonzentration. Sie liegen überwiegend in Mecklen-
burg-Vorpommern und in Brandenburg (vgl. Übersicht 3). 
In 124 Kreisen bietet ein industrieller Wirtschaftszweig die 
meisten Arbeitsplätze. Ihnen wurden überwiegend die 
Typen 2, 3, 5, 7 und 8 zugeordnet. Industrieschwerpunkte 
finden sich also eher in den Stadtkreisen und den Umland-
regionen mittlerer Wohndichte. 
Nur in vier Stadtkreisen und in sieben Berliner Stadtbezir-
ken, die alle dem Regionstyp l zugeordnet wurden, stellt 
ein Dienstleistungbereich die meisten Beschäftigten. Es 
handelt sich dabei um die produktionsbezogenen Bereiche 
Verkehr, Post, Fernmeldewesen und Handel und Lager 
sowie um den Bereich Bildung, Wissenschaft und Kunst. 
Gleichzeitig werden 76 Kreise als Dienstleistungsregionen 
eingestuft, weil hier mehr Beschäftigte arbeiten als in Indu-
strie oder Landwirtschaft. Das Gewicht des Dienstlei-
stungssektors ergibt sich also meistens aus Aktivitäten in 
verschiedenen Wirtschaftszweigen und nicht durch das 
Übergewicht einer Branche. Innerhalb des Dienstleistungs-
bereichs streuen die Beschäftigungsanteile also weniger 
stark zwischen den Bereichen. 
Wenden wir uns nun den Regionstypen im einzelnen zu. 
Aus Übersicht 3 ist das Vorkommen der 14 Typen in den 
Bundesländern der ehemaligen DDR abzulesen. 
3.2.1 Typ 1: Dienstleistungsorientierte Stadtregionen 
Dem Regionstyp l werden 16 von 25 Stadtkreisen und 9 
von 11 Berliner Stadtbezirken als dienstleistungsorientierte 
Stadtregionen zugeordnet. In diesen Kreisen mit hoher 
Wohndichte spielt naturgemäß die Landwirtschaft keine 
Rolle. Nur im Berliner Stadtbezirk Hohenschönhausen, 
der als Wohnbezirk auch nur einen Beschäftigtenanteil von 
27,7% aufweist, erreicht der Landwirtschaftsanteil der 
Beschäftigung 9,3%. Bezogen auf die dort wohnende 
arbeitsfähige Bevölkerung bleibt die Beschäftigung in die-
sem Sektor also auch hier marginal. 
Die Dienstleistungsbeschäftigung erreicht Anteile zwi-
schen 49,8% und 78%, während der Industrieanteil zwi-
schen 49,4% und 21,9% liegt. Der Stadtkreis Suhl mit 
seinem Gleichgewicht zwischen den Beschäftigten in bei-
den Sektoren stellt sich als Grenzfall dar, der aufgrund des 
hohen Konzentrationsgrades im Maschinen- und Fahrzeug-
bau auch zu Typ 2 gerechnet werden könnte. Die anderen 
Stadtkreise weisen jeweils ein deutlicheres Übergewicht 
der Dienstleistungen auf. Bei den extremen Werten in 
Halle-Neustadt und Hellersdorf handelt es sich wie bei 
Hohenschönhausen um Bezirke mit einer Unterausstattung 
von Arbeitsplätzen. Dagegen stellt Berlin-Mitte das Ver-
waltungs- und Dienstleistungszentrum dar, wo die Arbeits-
plätze vieler Einpendler aus dem Raum Berlin angesiedelt 
sind. 
Bis auf drei Ausnahmen finden sich im Regionstyp l alle 
ehemaligen Bezirkshauptstädte der DDR sowie alle Stadt-
kreise aus Mecklenburg-Vorpommern. Die Verwaltungs-
funktionen für das jeweilige Umland resultieren in der 
relativen Bedeutung des Dienstleistungssektors. 
In einigen der Stadtkreise existieren auch Industriezweige, 
in denen sich die Beschäftigung konzentriert und die neben 
der Dienstleistungsaufgabe die Wirtschaftsstruktur bestim-
men dürften. Dies gilt für Wismar und Suhl mit Maschinen-
und Fahrzeugbau sowie für Jena mit dem Elektrogerä-
tebau. 
  11) Im IAB-Kurzbericht vom 28. 11. 90 „Sektorstruktur der Arbeitsamtsbezirke 
in den neuen Bundesländern“ sind die Kreise entsprechend zusam-
mengestellt. 
  




3.2.2 Typ 2: Städtische Industriezentren mit Monostruktur 
Acht Stadtkreise sind als städtische Industriezentren mit 
Monostruktur eingestuft. Die Beschäftigungsanteile der 
Industrie liegen zwischen 50,3% und 63,5%, die des 
Dienstleistungsbereichs zwischen 35,9% und 49,1%- Fünf-
mal ist der Maschinen- und Fahrzeugbau der größte Wirt-
schaftszweig. Am stärksten ausgeprägt ist die Monostruk-
tur im Stadtkreis Eisenhüttenstadt, wo nahezu zwei Drittel 
der Beschäftigten in der Industrie arbeiten und die 
Metallurgie einen Konzentrationsgrad von über 60% 
erreicht. Etwas geringere Industrieanteile mit ebenfalls 
sehr hoher Konzentration in einer Branche weisen der 
Landkreis Schwedt (Chemie) und der Berliner Stadtbezirk 
Köpenick (Elektrogerätebau) auf. In Weimar und Magde-
burg halten sich Industrie und Dienstleistungen als 
Beschäftigungssektor (ähnlich Suhl) in etwa die Waage. 
Aufgrund der zu erwartenden Anpassungsprobleme in den 
jeweils dominierenden Industriezweigen und der einseiti- 
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Eisenhüttenstadt und in Schwedt mit den größten Proble-
men gerechnet werden. 
3.2.3 Typ 3: Städtische Industriezentren mit diversifizierter 
Industrie 
Vier Stadtkreise und der Berliner Stadtbezirk Weißensee 
werden unter Typ 3 als städtische Industriezentren mit 
diversifizierter Industriestruktur eingeordnet. In Plauen 
und Weißensee dominiert mit über 60% die Industriebe-
schäftigung, die auch in Brandenburg mit 53,6% noch 8%-
Punkte vor den Dienstleistungen liegt. Gera und Görlitz 
gehören zu den Kreisen, die als Grenzfälle bei der Typbil-
dung anzusehen sind und wegen des nahezu ausgeglichenen 
Verhältnisses beider Sektoren auch eine enge Nachbar-
schaft zu Stadtkreisen des Typs l aufweisen. 
3.2.4 Typ 4: Dienstleistungsorientierte Umlandregion 
In den 8 Landkreisen des Typs 4 (Dienstleistungsorien-
tierte Umlandregion) erreicht die Landwirtschaft Beschäf-
tigungsanteile zwischen 12,9% und 21,8% und ist in 5 
Kreisen größter Wirtschaftszweig. Die Dienstleistungen 
machen 43,9% bis 52,2%, die Industriebeschäftigung 
31,2% bis 43,3% aus. Nach der Landwirtschaft bilden 
Maschinen- und Fahrzeugbau oder Bauindustrie die größ-
ten industriellen Wirtschaftszweige. Überwiegend scheinen 
dies Aktivitäten zu sein, die zu der Durchschnittsausstat-
tung einer Region gehören, aber keinen wirtschaftlichen 
Schwerpunkt bilden. Etwas höhere Anteile (um 20%) und 
Konzentrationen (über 45%) finden sich jedoch in Wolgast 
und Königswusterhausen (Maschinen-, Fahrzeugbau) und 
in Oelsnitz (Textil). 
3.2.5 Typ 5: Umlandregion mit Landwirtschaft und 
industrieller Monostruktur 
In den 11 Umlandregionen mit Landwirtschaftsanteilen 
zwischen 10% und 21% und industrieller Monostruktur 
bildet mit einer Ausnahme jeweils ein Industriezweig den 
größten Beschäftiger. Die Anteile der Industriebeschäftig-
ten liegen zwischen 47% und 63,4%, während die Dienst-
leistungen 25% bis 40% ausmachen. Hohenmölsen (Ener-
gie, Brennstoff), Hettstedt und Eisleben (Metallurgie), 
Stadtroda und Sömmerda (Elektrogerätebau) werden von 
diesen Wirtschaftszweigen beherrscht und machen die 
Regionen empfindlich für Strukturprobleme. 
Die Kreise liegen überwiegend im Südwesten der ehemali-
gen DDR in Sachsen-Anhalt und Thüringen. 
3.2.6 Typ 6: Umlandregion mit Landwirtschaft und 
diversifizierter Industrie 
29 Landkreise überwiegend aus Thüringen und Sachsen 
weisen eine diversifizierte Industriestruktur auf. Die Indu-
strieanteile liegen zwischen 37,8% und 60,1%. Dienstlei-
stungen stellen 26,4% bis 40,3% der Arbeitsplätze. Die 
Landwirtschaft beschäftigt 10% bis 35,9% der Berufstä-
tigen und ist in 6 Kreisen größter Wirtschaftszweig. Der 
Saalkreis mit geringer Wohndichte und einer Industriebe-
schäftigung, die die der Landwirtschaft nur wenig über-
steigt, liegt auf der Grenze zur Klassifizierung nach Typ 10. 
Die Kreise dieses Typs sind Standorte für Maschinen- und 
Fahrzeugbau, Bau- sowie Textilindustrie. 
3.2.7 Typ 7: Umlandregion mit industrieller Monostruktur 
Die 21 Landkreise der Umlandregionen mit industrieller 
Monostruktur umfassen die Industriegebiete im südlichen 
Thüringen und die Chemie- und Braunkohlegebiete um 
Leipzig, Bitterfeld und südlich von Cottbus. Die Industrie-
beschäftigung reicht von 47% bis 78,9% und liegt meist 
über 60% der Berufstätigen. Die Dienstleistungen beschäf-
tigen 17,5% bis 44,4%, während die Landwirtschaft unter 
10% bleibt. 
Als problematische Standorte fallen die Kreise Senften-
berg, Spremberg, Weißwasser und Borna mit der Braun-
kohlegewinnung und Bitterfeld, Merseburg, Wittenberg, 
Rudolstadt und Guben mit Chemischer Industrie auf. 
Außerdem konzentrieren sich in Riesa 50% der Industrie-
beschäftigung in der Metallurgie. 
In den anderen Kreisen produzieren meist Maschinen- und 
Fahrzeugbau oder Leichtindustrie, für die bessere Aussich-
ten im Anpassungsprozeß an die Marktwirtschaft erwartet 
werden. 
3.2.8  Typ 8: Umlandregion mit diversifizierter 
Industriestruktur 
Die Umlandregionen mit diversifizierter Industriestruktur 
liegen überwiegend in Sachsen. Die Anteile der Industrie-
beschäftigung reichen bei diesen Kreisen von 46% bis 
69,1%, die des Dienstleistungssektors von 23,9% bis 
44,9%, während der Landwirtschaftsanteil in der Abgren-
zung auf 10% beschränkt ist. 
Die industriellen Aktivitäten erstrecken sich breitgefächert 
über den Maschinen- und Fahrzeugbau, die Textil- und 
Leichtindustrie. In Hoyerswerda am Rande des Braunkoh-
lengebiets bildet die Energie- und Brennstoftindustrie mit 
18,2% den größten Wirtschaftszweig. In Quedlinburg, 
Saalfeld und Freiberg bietet die Metallurgie mit Anteilen 
von 13,6% bis 17,1% die größte Zahl von Arbeitsplätzen. 
3.2.9  Typ 9: Dienstleistungsorientierte Landregion 
43 der 91 Landregionen werden als dienstleistungsorien-
tiert bezeichnet, weil der Dienstleistungssektor die meisten 
Arbeitsplätze stellt. Die Kreise liegen fast alle in der Nord-
hälfte der ehemaligen DDR in Mecklenburg-Vorpom-
mern, Brandenburg und dem nördlichen Sachsen-Anhalt. 
In all diesen Kreisen bildet die Landwirtschaft den größten 
einzelnen Wirtschaftszweig mit bis zu 39% Beschäftigungs-
anteil. Die Dienstleistungen erreichen zwischen 34,7% und 
54,2%. Der Anteil der Industriebeschäftigten liegt im Mit-
tel bei 30% (zwischen 21,5% und 40%). 
Die größten Industriezweige dieser Kreise werden von der 
Bau-, Lebensmittel- und Leichtindustrie sowie vom 
Maschinen- und Fahrzeugbau gestellt. Sie erreichen aber 
im allgemeinen keine hohen Beschäftigungsanteile und 
keine hohe Konzentration. Ausnahmen sind die Lebens-
mittelindustrie auf Rügen, der Maschinen- und Fahrzeug-
bau in Parchim und Angermünde und die Bauindustrie in 
Bad Freienwalde, wo jeweils etwa die Hälfte der industriel-
len Arbeitsplätze in einer Branche zu finden sind. 
3.2.10  Typ 10: Landwirtschaftlich geprägte Landregion 
Die 15 Landkreise der landwirtschaftlich geprägten Land-
regionen weisen große Ähnlichkeit mit Typ 9 auf. Hier ist 
allerdings die Landwirtschaft nicht nur größter Wirtschafts- 
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handelt sich wieder überwiegend um Kreise aus Mecklen-
burg-Vorpommern und Brandenburg. Auffallend ist, daß 
einige Landkreise in unmittelbarer Nachbarschaft größerer 
Städte hier zusammengefaßt sind. Möglicherweise sind 
Dienstleistungen und Industrie, die für die Versorgung 
dieser Kreise mit Arbeitsplätzen und Diensten sorgen, in 
den jeweiligen Städten konzentriert. Auf die funktionelle 
Einheit dieser Räume läßt auch das Gefalle bei den 
Beschäftigungsanteilen schließen, das entsprechende Pen-
delverflechtungen signalisiert. 
Mit drei Ausnahmen bildet die Bau- und Baumaterialindu-
strie mit Beschäftigungsanteilen von 10% und weniger den 
größten Industriezweig. Vermutlich liegen in diesen dünn-
besiedelten Landkreisen um die Stadtkreise Entwicklungs-
potentiale bei der Industrieansiedlung, weil Flächen gün-
stig vorhanden sein müßten, mit einer Freisetzung von 
Arbeitskräften in der Landwirtschaft zu rechnen ist und 
durch die Städte eine gewisse Infrastruktur vorhanden sein 
dürfte. 
3.2.11  Typ 11: Landregion mit hohem 
Landwirtschaftsanteil und industrieller Monostruktur 
In den 4 Kreisen des Regionstyps 11 bildet jeweils die 
Industrie den größten Sektor. In 3 der Kreise stellt die 
Landwirtschaft wieder den größten Wirtschaftszweig. Zwar 
übersteigt der Konzentrationsgrad die Schwelle von 40%, 
jedoch beschäftigt der größte Industriezweig weniger Men-
schen als die Landwirtschaft. Die Monostruktur bezieht 
sich also auf die schmale industrielle Basis und nicht auf die 
Gesamtbeschäftigung der Region. Von daher weisen diese 
Kreise große Ähnlichkeit mit den meisten bei Typ 9 und 10 
zugeordneten Regionen auf. 
Herausragend in dieser Gruppe als Industrieregion zeigt 
sich der Landkreis Görlitz, in dem die Industriebeschäfti-
gung mit 53,6% vor den eher gleichgewichtigen Sektoren 
Landwirtschaft (26%) und Dienstleistungen liegt (20,4%). 
Die Industriebeschäftigung wird zu zwei Dritteln von der 
Energie- und Brennstoffindustrie aufgenommen. Zusam-
men mit den landwirtschaftlichen Arbeitsplätzen arbeite-
ten also 60% der Berufstätigen in besonders von Struktur-
problemen gekennzeichneten Branchen. 
3.2.12  Typ 12: Landregion mit hohem 
Landwirtschaftsanteil und diversifizierter Industrie 
Die beiden in Typ 12 eingeordneten Kreise Salzwedel und 
Jessen mit drei etwa gleichgewichtigen Sektoren und der 
Landwirtschaft als größtem Wirtschaftszweig weisen eben-
falls keine nennenswerten Besonderheiten gegenüber den 
Typen 9 und 10 auf. 
3.2.13  Typ 13: Landregion mit niedrigem 
Landwirtschaftsanteil und industrieller Monostruktur 
In 12 Landkreisen liegt der Landwirtschaftsanteil unter 
25% und die Industrie, die größter Beschäftigungssektor 
ist, weist eine gewisse Konzentration auf. In diesen Regio-
nen reicht der Industrieanteil von 39,8% bis 56,8%. In 5 
der Kreise, die in Sachsen-Anhalt und in Brandenburg 
liegen, finden sich die Chemische Industrie (Roßlau, Wol-
mirstedt) und Energie- und Brennstoffindustrie (Calau, 
Gräfenhainichen und Landkreis Cottbus) als dominierende 
Wirtschaftszweige. In Zossen konzentriert sich die Be-
schäftigung beim Maschinen- und Fahrzeugbau. 
3.2.14 Typ 14: Landregion mit niedrigem 
Landwirtschaftsanteil und diversifizierter Industrie 
Als Landregionen mit diversifizierter Industriestruktur, bei 
denen der Landwirtschaftsanteil unter 25% liegt, werden 
14 Kreise eingestuft. Mit zwei Ausnahmen bleibt die Land-
wirtschaft der größte Wirtschaftszweig. Die beiden Aus-
nahmen sind Rathenow mit Chemischer Industrie und 
Hildburghausen mit Leichtindustrie. Im übrigen streuen 
die wirtschaftsfachlichen Schwerpunkte über mehrere 
Wirtschaftszweige und über alle Bundesländer, ohne daß 
besondere gemeinsame Charakteristika an Hand der Kenn-
ziffern zu erkennen wären. Die Industriebeschäftigung ist 
mit Anteilen von 38,2% bis 55,2% für diese dünnbesiedel-
ten Räume relativ hoch. 
3.3 Zum Ergebnis der Typisierung 
Die Typisierung lieferte erste Hinweise zu auffälligen und 
einseitigen Wirtschaftszweigstrukturen. Es wurden einige 
Kreise gefunden, die zwar in ihrer Wirtschaftszweigstruk-
tur ähnlich waren, aber als Grenzfälle unterschiedlichen 
Typen zugeordnet wurden. Bei den dünnbesiedelten Land-
regionen, bei denen einige Typen nur gering besetzt sind 
und keine scharfe Unterscheidung zwischen den Gruppen 
erreicht werden konnte, bietet sich eine Zusammenfassung 
einiger Typen bzw. eine Neuabgrenzung an. Es könnte 
beispielsweise bei diesen Landregionen allein darauf abge-
stellt werden, ob ein gewisser Anteil von industriellen 
Arbeitsplätzen (z. B.40%) in der Region vorhanden ist. 
Falls die Schwelle überschritten wird, könnte wieder nach 
einseitiger Konzentration dieser Arbeitsplätze in einem 
Industriezweig unterschieden werden. 
Nicht untersucht werden konnte die Verflechtung der ein-
zelnen Kreise mit ihrem Umland. So wurde möglicherweise 
die Zuordnung isoliert für einzelne Kreise oder Arbeits-
amtsbezirke getroffen, die jedoch wirtschaftlich in einem 
größeren funktionellen Zusammenhang mit ihrem Umland 
stehen. In diesen Fällen ist eine Typisierung der größeren 
regionalen Einheiten anzustreben. Dies gilt sicher für Ber-
lin, wo die kleinräumige Aufteilung in Wohn- und Arbeits-
bezirke bereits diskutiert wurde. Daher wurden auch 
jeweils die Ergebnisse für die Arbeitsamtsbezirke in der 
Tabelle 4 mit ausgewiesen, auch wenn sie nicht extra 
kommentiert wurden. Die Einbeziehung eines geeigneten 
Indikators für diese über die Kreisgrenzen hinwegreichen-
den Verflechtungen in die Typisierung könnte dabei hilf-
reich sein. Zu denken ist an einen um die Erwerbsbeteili-
gung bereinigten Beschäftigtenanteil oder einen Indikator 
auf Basis der Pendlersalden, die hier jedoch nicht ausge-
wertet werden konnten. 
Bei den Regionen mit starkem Dienstleistungssektor 
müßte überdies untersucht werden, wieweit die Dienstlei-
stungsdominanz schlicht ein Fehlen von industriellen 
Arbeitsplätzen anzeigt, das über auspendelnde Beschäf-
tigte zu kompensieren versucht wird. In diesem Fall wäre 
die relative Stärke der Dienstleistungen nur ein Ausdruck 
der örtlichen Strukturschwäche und nicht etwa ein Ansatz-
punkt für Strukturwandel in Richtung Dienstleistungsge-
sellschaft. 
Da in den neuen Bundesländern generell ein Defizit an 
modernen Dienstleistungen festgestellt wird, andererseits 
die vorliegende Wirtschaftszweiggliederung keine hinrei-
chende Identifikation entwicklungsfähiger Dienstleistun-
gen (z. B. Hotel, Gaststätten, Tourismus, Banken und 
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positiven Ansatzpunkte regionaler Entwicklung im Dienst-
leistungssektor belegt werden. 
Bei der Sichtung der Typisierungsergebnisse wurden insge-
samt 21 Kreise aus den Regionstypen 2, 5, 7, 11 und 13 als 
besonders gefährdet identifiziert, weil deren einseitige 
Industriestruktur auf den als problematisch eingestuften 
Branchen Energie- und Brennstoffindustrie, Chemische 
Industrie und Metallurgie beruht (vgl. Übersicht 5). Den 
Strukturproblemen dieser Kreise ist große Aufmerksam-
keit zu widmen. Der Verlust von Arbeit und Einkommen 
bei der Sanierung der Standorte wird nur schwer zu kom-
pensieren sein, wenn die vorhandenen Altlasten die Regio-
nen nur wenig attraktiv für Neuansiedlungen machen. 
Zwar finden sich Standorte dieser Branchen auch in ande-
ren Kreisen, jedoch läßt die etwas größere Streuung der 
Beschäftigung über mehrere Branchen auf vielfältige 
Ansatzpunkte zur Umstrukturierung hoffen. 
 
Einen zweiten Typus von Problemregionen bilden die 
strukturschwachen landwirtschaftlich geprägten Kreise, in 
denen bisher nur geringe Ansatzpunkte für eine Industriali-
sierung oder für spezifische Dienstleistungen bestehen. 
Diese Standorte auf der grünen Wiese bieten vermutlich 
eine geringe Attraktivität für industrielle Investitionen, 
weil erforderliche Zulieferungen, Absatzmärkte und 
ergänzende Dienstleistungen nicht ausreichend vorhanden 
sind. Dabei bleiben natürlich die Arbeitsteilung und die 
Austauschbeziehung mit den Nachbarkreisen in Rechnung 
zu stellen. 
Die Zahl der als strukturschwach einzustufenden Landre-
gionen hängt davon ab, wie die Anforderungen an die 
regionale Sektorstruktur abgegrenzt werden. In einem wei-
teren Sinne könnte man alle 92 Landkreise aufzählen, in 
denen die Landwirtschaft größter Wirtschaftszweig ist. In 
einer engeren Abgrenzung könnten Mindestanteile der 
Landwirtschaftsbeschäftigten (z. B. 25%) und Höchstan-
teile der Industriebeschäftigten (z. B. 40%) angegeben 
werden. Diese Abgrenzung trifft auf 56 Landkreise der 
neuen Bundesländer zu, die überwiegend zu Typ 9 und 10 
gehören, vereinzelt aber auch den Typen 6, 11, 12, 13 und 
14 zugeordnet wurden. 
Ein weiteres Indiz für strukturschwache Landregionen lie-
fert die Größe und der Produktionsbereich des größten 
Industriezweigs. Niedrige Anteile der Bau- und Baumate-
rialindustrie als größter Branche deuten auf Arbeitsplätze 
mit nur geringen Qualifikationsanforderungen hin. Da ein 
gewisser Anteil an Bauwirtschaft sozusagen zur Grundaus-
stattung jeder Region gehört, läßt sich in der skizzierten 
Situation schließen, daß keine bedeutsame Produktion 
anderer Branchen im jeweiligen Kreis zu finden ist. Auch 
wenn die Bauwirtschaft als lokaler Beschäftiger von 
Bedeutung ist und in den kommenden Jahren wegen der zu 
erwartenden Investitionen mit guten Beschäftigungsaus-
sichten rechnen kann, so können längerfristig Arbeits-
plätze nur garantiert werden, wenn aus anderen Aktivitä-
ten in der Region Einkommen entsteht, das Nachfrage 
nach Bauleistungen bewirkt. Vorübergehend, als Folge 
von externen Investitionen, könnte die Bauwirtschaft in 
der Landwirtschaft freigesetzte Arbeitskräfte aufnehmen. 
4. Schlußbemerkung 
Die hier mit den Daten der Berufstätigenerhebung 1989 
vorgenommene Typisierung ist als Hilfsmittel bei der 
Suche nach Strategien der Regional- und der Strukturpoli-
tik zu verstehen. Die Einstufungen vereinfachen Verglei-
che, sind aber nicht als abschließende Bewertungen zu 
verstehen. Auf die regionalen Besonderheiten, soweit sie 
nicht in den Daten aufscheinen, konnte nicht eingegangen 
werden. 
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